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wird folgender Einzelarbeitsvertrag abgeschlossen:

Die Anstellung erfolgt als:

Zwischen

und

Der Aufgabenbereich umfasst:

Das Arbeitsverhältnis beginnt am:

Bedingungen, die in diesem Formular enthalten sind, in den Vertrag aber nicht
aufgenommen werden sollen, sind zu streichen.

Besondere Bedingungen, die in diesem Formular nicht enthalten sind, werden
beigefügt. Insbesondere bei längerem Auslandeinsatz des Angestellten ist ein
Zusatzvertrag abzuschliessen. Ein Kommentar zum Einzelarbeitsvertragsrecht
und Erläuterungen zum SIA-Vertragsformular sind in der Publikation SIA 1030
enthalten.
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Spezielle Regelungen:

Art. 2  Gehalt
Jahressalär brutto CHF:
Zahlbar in 12 Teilbeträgen von brutto CHF: oder
Zahlbar in 13 Teilbeträgen von brutto CHF:
Die Auszahlung einer freiwilligen Gratifikation bleibt dem Arbeitgeber vorbehalten.

Die gesetzlichen und reglementarischen Beiträge an die Sozial- und Vorsorgeinstitutionen werden anteilmässig vom
Lohn abgezogen.

Das Monatsgehalt ist spätestens zahlbar am 25. des jeweiligen Monats.

Das Dezembergehalt wird spätestens am 15. Dezember ausbezahlt, bei 13 Teilbeträgen auch der 13. Teil.

Art. 3  Spesen
Pauschalspesen:
Variable Spesen:
Spezielle Regelung:

Wenn nichts anderes vereinbart ist, werden die effektiven Auslagen vergütet (Art. 327a-c OR).

Art. 4  Ferien
Der Angestellte hat Anspruch auf Ferien, und zwar in nachstehendem Umfang:

     bis zum vollendeten 20. Altersjahr: 5 Wochen oder 25 Arbeitstage

     ab dem vollendeten        Altersjahr:        Wochen oder        Arbeitstage

Empfehlung des SIA: ab dem vollendeten 50. Altersjahr: 5 Wochen oder 25 Arbeitstage

In die Ferien fallende gesetzliche Feiertage sowie ärztlich bescheinigte Krankheits- oder Unfalltage mit gänzlicher
Arbeitsunfähigkeit gelten nicht als Ferien. Diese können nachbezogen werden, sofern sie auf einen Wochentag
gefallen sind, an dem der Angestellte normalerweise gearbeitet hätte.

Bei rechtzeitig bekanntgegebenen Wünschen des Angestellten soll eine beidseits befriedigende Regelung über den
Zeitpunkt der Ferien angestrebt werden.

Vorbehalten bleibt die Ferienkürzung nach Art. 329b OR.

Art. 1  Arbeitszeit
Die normale Arbeitszeit beträgt              Stunden wöchentlich, verteilt auf fünf Wochentage.

Empfehlung des SIA: Üblich sind 41.5 bis 43 Std. pro Woche

     ab dem vollendeten 20. Altersjahr: 4 Wochen oder 20 Arbeitstage
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Empfehlung des SIA: Die Fachverbände SIA / STV / BSA / FSAI führen eine gemeinsame Personalfürsorgekasse
(Postfach 5032, 3001 Bern, Tel: 031/320 61 60). Der SIA empfiehlt, die Angestellten gemäss BVG zu versichern. Die
Mindestbeiträge sollten je 4 % des Bruttolohnes betragen.

Art. 5  Sozialleistungen
Personalvorsorge: – obligatorische Mindestversicherung nach BVG

– Zusatzversicherung

Unfallversicherung: – Versicherung für Berufsunfälle und -krankheiten
– Versicherung für Nichtberufsunfälle

Unfallzusatzversicherung:

Krankentaggeldversicherung ab 61. Tag:

Krankentaggeldversicherung ab 31. Tag:

Eventuell weitere Versicherungen:

Empfehlungen des SIA:

Wird der Angestellte wegen Krankheit oder Unfall an der Arbeitsleistung verhindert, so erhält er im Rahmen der
folgenden Bestimmungen das Gehalt oder einen Lohnersatz.
Der Angestellte, der durch Krankheit oder Unfall an der Arbeit verhindert ist, hat diesen Sachverhalt dem Arbeitgeber
sofort mitzuteilen und ihm auf Verlangen – innerhalb von 3 Tagen – ein ärztliches Zeugnis vorzulegen.
Für die ersten 60 Kalendertage einer Krankheits- oder Unfallabsenz erhält der Angestellte das volle Gehalt jeweils
innerhalb 12 aufeinanderfolgender Monate, vom ersten Absenztag an gerechnet. Allfällige Versicherungsleistungen
während dieser Zeit werden angerechnet.
Taggelder der Unfallversicherung, der eidg. Invalidenversicherung und der Militärversicherung werden vom
Arbeitgeber auf seine Gehaltszahlung angerechnet. Dasselbe gilt für die Taggelder bei freiwilligen Unfall- und
Krankengeldversicherungen, sofern der Arbeitgeber mindestens die Hälfte der Prämien trägt.
Ab dem 61. Tag erhält der Angestellte einen Lohnersatz gemäss den nachfolgenden Bestimmungen:

Unfall

Der Arbeitgeber versichert auf seine Kosten den
Angestellten gegen Betriebs- und Nichtbetriebsunfall,
mindestens gemäss den Bestimmungen des UVG.
Der SIA empfiehlt, den ganzen Lohn (100 %) zu
versichern; der Arbeitgeber sollte ausserdem die
Prämien der Versicherung für die Nichtberufsunfälle
tragen.
Ab 61. Tag der Unfallabsenz treten anstelle der
Leistungen des Arbeitgebers die Leistungen der
Unfallversicherung, wofür deren Bestimmungen
massgebend sind.
Bei Nichtbetriebsunfällen, welche das UVG als
aussergewöhnliche Gefahren und Wagnisse von der
Versicherung ausgeschlossen hat, ist der Arbeitgeber
von seiner Gehaltszahlungspflicht befreit.

Krankheit

Der Arbeitgeber versichert sämtliche regelmässig
beschäftigten Angestellten ab Eintritt ohne Vorbehalt
für ein Krankentaggeld gemäss nachstehenden
Regelungen bei einer anerkannten Krankenkasse oder
einer Schweizerischen Versicherungsgesellschaft.
Ab 31./61. Tag der Krankheitsabsenz treten anstelle
der Leistungen des Arbeitgebers teilweise oder ganz
die Leistungen der Krankentaggeldversicherung. Diese
betragen 80 % des AHV-pflichtigen Lohnes während
720 Tagen innerhalb von 900 aufeinanderfolgenden
Tagen.
Beim Austritt des Angestellten kann dieser die
Versicherung als Einzelpolice weiterführen.
Die Prämie für die Krankentaggeldversicherung wird je
zur Hälfte vom Arbeitgeber und vom Angestellten
bezahlt.

Der gleiche Anspruch besteht bei ärztlich bestätigter Arbeitsunfähigkeit wegen Schwangerschaft oder Niederkunft.
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Art. 6  Probezeit

nach Stellenantritt, höchstens aber drei Monate (Art. 335b Abs. 2 OR).

Art. 7  Kündigung
Nach Ablauf der Probezeit kann der Vertrag von jeder Seite unter Einhaltung der Kündigungsfrist auf das Ende des
Kalendermonats gekündigt werden. Die einzuhaltende Kündigungsfrist beträgt:

Im 1. Anstellungsjahr:

Nach Vollendung des 9. Anstellungsjahres:

Im 2. und bis zum 9. Anstellungsjahr:

Die Kündigung bedarf zu ihrer Gültigkeit der schriftlichen Form. Im übrigen gelten die Bestimmungen des
OR (Art. 334 ff.).

Die missbräuchliche Kündigung ist in den Art. 336, 336a und 336b OR geregelt, die Kündigung zur Unzeit in den Art.
336c und 336d OR.

Vorbehalten bleiben die gesetzlichen Bestimmungen über die fristlose Auflösung des Arbeitsverhältnisses aus
wichtigen Gründen (Art. 337 und 337b OR).

Art. 8  Überstunden/Überzeit
Notwendige Überstunden sind grundsätzlich durch Freizeit gleicher Dauer zu kompensieren.

Im übrigen gelten für die Leistung und Entschädigung von Überzeit die gesetzlichen Bestimmungen.

Für Überstunden im Zusammenhang mit Wettbewerben ist in der Regel Kompensation vorgesehen. Falls dies nicht
möglich und nicht anders schriftlich vereinbart ist, sind Überstunden von mehr als 60 Stunden pro Jahr zu
entschädigen.

Empfehlung des SIA: Üblich sind 60 Stunden pro Jahr.

Art. 9  Kurzabsenzen
Dem Angestellten werden, soweit die erwähnten Ereignisse auf effektive Arbeitstage im Betrieb fallen und sofern der
Arbeitgeber rechtzeitig benachrichtigt wurde, ohne Anrechnung auf die Ferien und ohne Gehaltsabzug folgende freien
Tage gewährt:
– Eigene Hochzeit
– Hochzeit in der Familie
– Niederkunft der Ehefrau

Tod des Ehegatten, von Kindern oder anderen im Haushalt
lebenden Angehörigen

–

– Tod von anderen Familienangehörigen, nach Notwendigkeit
– Tod von anderen Verwandten oder nahen Bekannten

– Kurzaufgebote für Militär-, Schutz- und Zivildienste
– Rekrutierung

Umzug des eigenen Haushaltes, sofern kein Stellenwechsel
damit verbunden ist

– Höhere, vom BIGA anerkannte Fachprüfungen, öffentliche oder
staatlich subventionierte Berufsprüfung, Expertentätigkeit,

–

– Für Stellensuche nach erfolgter Kündigung

Teilnahme an Verbandstagungen und Kursen,
Bekleidung von öffentlichen Ämtern

3 Tage
1 Tag
1 Tag

bis 3 Tage
bis 2 Tage
Teilnahme an Bestattung,
jedoch max. 1 Tag
0.5 bis 1 Tag
1 Tag

1 Tag

nach gegenseitiger Vereinbarung
die nötige Zeit, gemäss Art. 329
Abs. 3 OR

eine  Probezeit von
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Die Parteien vereinbaren
ProbezeitDie Parteien vereinbaren keine.  .



Art. 10  Gehaltszahlung bei Bekleidung von Ämtern
Zur Bekleidung von öffentlichen Ämtern und solchen in einem Berufsverband ist die Einwilligung des Arbeitgebers
erforderlich, soweit sie Arbeitsversäumnisse verursachen. Die Einwilligung soll erteilt werden, wenn keine
hinreichenden betrieblichen Gründe dagegensprechen.

Zur Erfüllung gesetzlicher Pflichten oder bei der Ausübung eines öffentlichen Amtes sollen sich die Vertragsparteien
vorgängig individuell über die Lohnzahlungen des Arbeitgebers unter Berücksichtigung der Entschädigung aus dieser
Tätigkeit durch schriftliche Abrede verständigen.

Art. 11  Gehaltszahlung bei Militär-, Schutz- und Zivildienst
Bei der Arbeitsverhinderung durch obligatorischen Militär- oder Schutzdienst sowie durch schweizerischen Zivildienst
werden in Friedenszeiten folgende Lohnzahlungen geleistet:

Während der Rekrutenschule als Rekrut:–
Ledige 50 % des Lohnes; Verheiratete oder Ledige mit Unterstützungspflicht 80 % des Lohnes
Bei anderen obligatorischen Militär- , Schutz- oder schweizerischen Zivildienstleistungen:–
Der volle Lohn bis zu vier Wochen innerhalb eines Kalenderjahres.
Für die vier Wochen übersteigende Zeit:
Ledige 50 % des Lohnes; Verheiratete oder Ledige mit Unterstützungspflicht 80 % des Lohnes.

Die Leistungen für die vier Wochen übersteigende Zeit kann der Arbeitgeber an Bedingungen bezüglich der
Mindestdauer der Anstellung nach der entsprechenden Dienstleistung knüpfen.

Die Entschädigungen der Erwerbsersatzordnung fallen für die Zeit, da der Arbeitgeber die vorerwähnten
Lohnauszahlungen gewährt, dem Arbeitgeber zu, dies jedoch nur im Umfang, als die betreffenden Entschädigungen
nicht höher sind als die vom Arbeitgeber geleisteten Lohnzahlungen. Vorbehalten bleibt eine zu vereinbarende
Sonderregelung im Falle von Aktivdienst.

Art. 12  Lohnfortzahlung im Todesfall
Mit dem Tod des Angestellten erlischt das Arbeitsverhältnis.

Die Lohnfortzahlung im Todesfall richtet sich nach Art. 338 OR. Der Arbeitgeber hat den Lohn für einen weiteren Monat
und nach fünfjähriger Dienstdauer für zwei weitere Monate, gerechnet vom Todestag an, zu entrichten, sofern der
Angestellte den Ehegatten oder minderjährige Kinder oder bei Fehlen dieser Erben andere Personen hinterlässt, denen
gegenüber er eine Unterstützungspflicht erfüllt hat.

Werden aus Vorsorgeinstitutionen oder Versicherung infolge Todesfall Leistungen fällig, werden diese an die
Lohnfortzahlung wie folgt angerechnet:

– bei Entrichtung der Prämien durch den Arbeitgeber allein die gesamte Leistung
– bei paritätisch entrichteten Prämien der auf den Arbeitgeberbeitrag entfallende Anteil der Leistung.
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Art. 13  Abgangsentschädigung
Die Höhe der Abgangsentschädigung (Art. 339b, c, d OR) richtet sich nach der folgenden Punkteskala. Die Punktezahl
ergibt sich aus dem Produkt des Lebensalters in Jahren multipliziert mit der Anzahl der Dienstjahre:
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1000 bis 1199 Punkte
1200 bis 1399 Punkte
1400 bis 1599 Punkte
1600 bis 1799 Punkte
1800 bis 1999 Punkte
2000 bis 2199 Punkte
ab 2200 Punkte

2 Monatslöhne
3 Monatslöhne
4 Monatslöhne
5 Monatslöhne
6 Monatslöhne
7 Monatslöhne
8 Monatslöhne

Als Dienstjahre werden angerechnet:
a) die Dienstzeit aus früherer Anstellung bei der Firma sowie die Dienstzeit des Eintrittsjahres, letztere jedoch erst für

die Dienstjahrberechnung vom folgenden Jahr an
b) die effektive, ganztägige Ausbildungszeit mit entsprechendem Abschluss vom Kalenderjahr an, in dem das 16.

Altersjahr vollendet wird, kumulativ in folgendem Ausmass:

– höchstens 4 Jahre einer einschlägigen Berufslehre oder Ausbildung an einer Mittelschule
– höchstens 3 Jahre Ausbildung an einer höheren technischen oder kaufmännischen Lehranstalt (HTL, HWV)
– höchstens 4 Jahre Ausbildung an einer Hochschule (ETH, Universität, HS)

Ausnahmsweise können die Firmen in besonderen Fällen nach eigenem Ermessen die effektive, aber nicht
abgeschlossene Ausbildung an den erwähnten Schulen oder andere Ausbildungsgänge, die im besonderen Interesse
der Tätigkeit der Firma liegen, anrechnen. Ein bei der Zusammenrechnung im Sinne von lit a) und b) verbleibender
Jahresbruchteil von 6 und mehr Monaten gilt als ganzes Dienstjahr.

Der Freizügigkeitsanteil des durch Arbeitgeberbeiträge samt Zins gebildeten Guthabens des Angestellten an
Personalfürsorgeeinrichtungen ist der Abgangsentschädigung anzurechnen.

Art. 14  Recht des Arbeitgebers auf das Arbeitsresultat
Alle vom Angestellten in Erfüllung der Arbeitspflicht angefertigten Arbeiten werden Eigentum des Arbeitgebers.
Kopienahme bedarf der ausdrücklichen Genehmigung des Arbeitgebers.

Art. 15  Provisionen und andere Vergünstigungen Dritter
Dem Angestellten ist es verboten, Provisionen oder sonstige Vergünstigungen Dritter (namentlich Unternehmer und
Lieferanten) zu verlangen oder anzunehmen.

Er ist übrigens verpflichtet, den Arbeitgeber über solche Angebote zu orientieren.

Art. 16  Sorgfalts- und Treuepflicht
Der Angestellte hat die ihm übertragene Arbeit sorgfältig auszuführen und die berechtigten Interessen des
Arbeitgebers in guten Treuen zu wahren.

Art. 17  Nebenbeschäftigung
Ohne Bewilligung des Arbeitgebers darf der Angestellte keine beruflichen Aufträge auf eigene Rechnung oder auf
Rechnung Dritter ausführen. Die Bewilligung ist von Fall zu Fall einzuholen.
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Art. 18  Wettbewerb
Die Beteiligung an Wettbewerben ist dem Angestellten ausserhalb der Bürozeit grundsätzlich gestattet. Sie ist aber
ausgeschlossen, wenn der Arbeitgeber Preisrichter ist, ebenso wenn der Arbeitgeber sich als Bewerber beteiligt. Der
Arbeitgeber gibt dem Angestellten auf Befragung in angemessener Frist Auskunft, ob er sich an einem Wettbewerb
beteiligen will oder nicht.

Art. 19  Erfindungen und Verbesserungen
Bezüglich Erfindungen und Verbesserungen gelten die Bestimmungen des Artikels 332 OR.

Art. 20  Geheimhaltung
Der Angestellte ist verpflichtet, das Geschäftsgeheimnis auch nach Auflösung des Vertragsverhältnisses zu wahren.
Die Geheimhaltungspflicht bezieht sich sowohl auf Schriftstücke, Zeichnungen, Vervielfältigungen usw., die entweder
der Angestellte in Erfüllung seiner Arbeitspflicht selbst anfertigt oder die ihm infolge des Arbeitsverhältnisses zur
Kenntnis gelangen oder zugänglich sind, als auch auf Unterlagen in der Akquisitionsphase und für laufende
Wettbewerbe, bei denen er beim bisherigen Arbeitgeber mitgewirkt hat. Ohne Erlaubnis des Arbeitgebers darf der
Angestellte derartige Unterlagen weder selbst verwerten noch darf er Dritten von ihrem Inhalt Kenntnis geben oder sie
Dritten zeigen oder aushändigen.

Art. 21  Konkurrenzverbot
Unter Beachtung der Art. 340, 340a, b und c OR können die Parteien ein Konkurrenzverbot, z.B. unter Art. 25 des
Formulares, vereinbaren.

Art. 22  Zusammenarbeit
Zur Förderung der Zusammenarbeit, des Verständnisses der Geschäftsziele sowie der besseren beruflichen
Entfaltung werden dem Angestellten die nachfolgenden Informations- und Mitsprachemöglichkeiten eingeräumt:

Information

Der Angestellte kann sich auf Wunsch periodisch über die Geschäftsziele, den generellen Geschäftsgang, die kurz-
und mittelfristigen Aussichten der Firma sowie voraussichtliche Strukturänderungen orientieren lassen.

Mitsprache

Der Angestellte hat das Recht, über Angelegenheiten, welche die Arbeitsorganisation und soziale Fragen betreffen,
vor deren Entscheidung mitzuberaten. Dies betrifft insbesondere die Festlegung der Ferien, die Gestaltung der
Arbeitsplätze, die Gestaltung der innerbetrieblichen Weiterbildung, der Erlass von Betriebsordnungen (bezüglich
Einteilung der Arbeitszeit, Vor- und Nachholen von Ausfallzeiten, Regelung des Vorschlagswesens, usw.), die
betrieblichen Vorsorgeeinrichtungen sowie die sozialen Massnahmen bei grösserem Personalabbau.

Vollzug

Die Art dieser Zusammenarbeit ist der Firma überlassen. Sie hat auf deren Grösse, die Zusammensetzung des
Mitarbeiterstabes und die Führungsstruktur Rücksicht zu nehmen.

Art. 23  Datenschutz
Das Speichern personenbezogener Daten mittels elektronischer Anlagen ist auf das betrieblich Notwendige zu
beschränken.

Der Angestellte ist berechtigt, die ihn betreffenden, elektronisch gespeicherten Daten zu kennen.

Fehlerhafte personenbezogene Daten sind zu berichtigen.

Beim Austritt aus der Firma sind diejenigen personenbezogenen Daten, die nicht mehr für betriebsinterne oder
behördliche Zwecke benötigt werden, zu löschen.
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Zur gütlichen Beilegung von Meinungsverschiedenheiten über Auslegung und Anwendung des vorliegenden
Arbeitsvertrages bietet der SIA beiden Parteien seine guten Dienste an.

Der Rechtsdienst des Generalsekretariates des SIA steht für entsprechende Auskünfte unentgeltlich zur Verfügung.
Auf Ersuchen beider Parteien macht der Rechtsdienst einen Vergleichsvorschlag.

Für Streitigkeiten aus dem Arbeitsverhältnis gilt wahlweise der Gerichtsstand des Wohnsitzes des Beklagten oder
Ortes des Betriebs, für den der Arbeitnehmer Arbeit leistet.

Art. 25  Besondere Vereinbarungen

Art. 24  Schlichtungsstelle / Gerichtsstand
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Art. 26  Beilagen

Zweifach ausgefertigt: , den
Der Arbeitgeber: Der Angestellte:

Nachstehende Beilagen sind Vertragsbestandteil:

Formular vom Central-Comité des SIA genehmigt am 10.4.1981, 1985 durch die Kommission für den Einzelarbeits-
vertrag im Zusammenhang mit dem Generalsekretariat aktualisiert, 1989 in bezug auf die neuen Kündigungs-
bestimmungen und 1999 redaktionell durch das Generalsekretariat angepasst.
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Ergänzung zum Einzelarbeitsvertrag vom

Der Angestellte:

Der Arbeitgeber:
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